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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Grundrechte

Das Urteil eines Schaffhauser Gerichtes gegen Emil Rahm wegen Verbreitung eines
Buches, welches antisemitische Aussagen enthält, führte zu einer Petition des zu einer
Busse von CHF 5'000 Verurteilten an die Bundesversammlung. Er verlangte darin eine
Ergänzung des Antirassismusgesetzes für dessen Auslegung bei Klagen gegen Verleger
und Buchhändler. Insbesondere forderte er, in diesen Fällen auch die Gesinnung des
Angeklagten miteinzubeziehen und – bei nicht rassistischer Gesinnung – diesen für den
Vertrieb von gerichtlich nicht verbotenen Büchern nicht zu bestrafen. Der Ständerat
sah jedoch keinen Anlass, das Gesetz in diesem Sinne zu präzisieren. Der
Schweizerische Buchhändler- und Verlegerverband erkannte allerdings ebenfalls
Probleme bei der Auslegung der neuen Strafnorm, welche bereits mehrmals zur
Verurteilung von Buchhändlern geführt hatte. Er beschloss deshalb, ein juristisches
Gutachten in Auftrag zu geben. In der Westschweiz führte die erstinstanzliche
Verurteilung eines Buchhändlers, der ein antisemitische Passagen enthaltendes Buch
des französischen Philosophen Garaudy vertrieben hatte, zu einer grundsätzlichen
Diskussion über die Einschränkung der Meinungsfreiheit durch das
Antirassismusgesetz. 1

PETITION / EINGABE / BESCHWERDE
DATUM: 19.12.1997
HANS HIRTER

Polizei

Mit der Petition «Stopp der Gewalt gegen die Polizei» forderte der Verband
Schweizerischer Polizeibeamter die Wiedereinführung kurzer Freiheitsstrafen sowie die
Erhöhung der Mindeststrafandrohung und die Verdopplung des Strafmasses im
Wiederholungsfall bei Gewalt gegen Beamte und Behörden (Art. 285 StGB). Die
zunehmende Gewalt gegen Polizeibeamte sei auch eine zunehmende Gewalt gegen den
Staat und deren Bagatellisierung wirke sich negativ auf den Respekt gegenüber dem
Staat und damit auch auf die innere Sicherheit der Schweiz aus, so die Begründung.
Eine knappe Mehrheit von 10 zu 9 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) der RK-NR beantragte
ihrem Rat, der Petition keine Folge zu geben, da sie den richterlichen
Ermessensspielraum einschränken würde. Die starke Minderheit plädierte hingegen für
Folge geben und konnte sich im Nationalratsplenum im Herbst 2010 mit 114 zu 62
Stimmen durchsetzen. Damit ist die RK-NR beauftragt, einen Vorstoss zu diesem Thema
auszuarbeiten. 2

PETITION / EINGABE / BESCHWERDE
DATUM: 01.10.2010
KARIN FRICK

Nachdem der Nationalrat der Petition «Stopp der Gewalt gegen die Polizei» des
Verbands Schweizerischer Polizeibeamter im Herbst 2010 Folge gegeben hatte,
erarbeitete seine Rechtskommission ein Postulat zum besseren strafrechtlichen Schutz
der Staatsangestellten vor Gewalt (Po. 13.4011), das das Anliegen der Petition aufnahm.
Weil dieses vom Nationalrat im Frühling 2014 angenommen worden war, erachtete die
RK-SR die Petition nunmehr als obsolet. Der Ständerat gab ihr im Frühjahr 2015 daher
keine Folge und erledigte sie damit. 3

PETITION / EINGABE / BESCHWERDE
DATUM: 19.03.2015
KARIN FRICK

1) AB SR, 1997, S. 1372 f.; Hänni (1997). Rassendiskriminierung im Strafrecht.; NZZ, 21.3.97; NQ, 19.8. und 1.-3.12.97; TA,
22.10.97;  24 Heures, 9.12.97; Ww, 11.12.97; JdG, 17.12.97.
2) AB NR, 2010, S. 1646 f.; Kommissionsbericht RK-NR vom 25.6.10
3) AB SR, 2015, S. 298; Kommissionsbericht RK-SR vom 15.1.15
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